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BMEIA: 2025-0.962.233 Zur Veroffentlichung bestimmt

Vortrag an den Ministerrat

Ubereinkunft iiber die Auslegung und Anwendung des Vertrags iiber die
Energiecharta; Unterzeichnung

Derzeit sind 17 EU-Mitgliedstaaten (Belgien, Bulgarien, Estland, Finnland, Griechenland,
Irland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Osterreich, Rumanien, Schweden, Slowakei,
Tschechien, Ungarn und Zypern) eigenstdndige Vertragsparteien des Vertrags tUber die
Energiecharta (BGBI. Il Nr. 81/1998 i. d. F. BGBI. | Nr. 2/2008; im Weiteren: ECV). Fur
Osterreich ist der ECV mit 16. April 1998 in Kraft getreten. Litauen hat kiirzlich seinen
Austritt aus dem ECV erklart, der mit 8. August 2026 wirksam wird. Die EU, EURATOM,
Deutschland, Danemark, Frankreich, Italien, Polen, Luxemburg, Slowenien, Portugal,
Spanien und die Niederlande sind nicht mehr Vertragsparteien des ECV; aufgrund der
Fortgeltungsklausel in Art. 47 Abs. 3 ECV entfaltet der ECV jedoch weiterhin

Rechtswirkungen fiur diese Staaten.

Nach der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes (EuGH) in den Rechtssachen Achmea,
C-284/16 (ECLI:EU:C:2018:158), und Komstroy, C-741/19 (ECLI:EU:C:2021:655), sind
Bestimmungen zu Investor-Staat-Schiedsverfahren in bi- und multilateralen
volkerrechtlichen Abkommen zwischen EU-Mitgliedstaaten mit dem Unionsrecht nicht

vereinbar.

Der EuGH urteilte in der Rechtssache Komstroy, dass Art. 26 Abs. 2 lit. c des ECV dahin
auszulegen ist, dass er auf Streitigkeiten zwischen einem EU-Mitgliedstaat und einem
Investor aus einem anderen EU-Mitgliedstaat tber eine Investition des Investors im

erstgenannten Mitgliedstaat nicht anwendbar ist.

Das Komstroy-Urteil des EuGH ist in der Schiedsrechtsprechung bislang — mit nur drei
bekannten Ausnahmefallen — unberiicksichtigt geblieben. Aus diesem Grund wurde

zwischen der EU und 26 EU-Mitgliedstaaten eine Ubereinkunft Giber die Auslegung und



Anwendung des Vertrags Uiber die Energiecharta (im Weiteren: Auslegungsabkommen)
ausverhandelt, in der —im Sinne der Judikatur des EuGH — zum Zweck einer Klarstellung
ihr gemeinsames Verstandnis bekraftigt wird, dass Art. 26 ECV nicht als Rechtsgrundlage
flr EU-interne Schiedsverfahren dienen kann und niemals dienen konnte. Darliber hinaus
wird im Auslegungsabkommen zur Klarstellung bekraftigt, dass sich infolge des Fehlens
einer Rechtsgrundlage fir EU-interne Schiedsverfahren nach Art. 26 ECV auch Art. 47 Abs.
3 ECV nicht auf solche Verfahren erstreckt und zu keinem Zeitpunkt erstrecken konnte.

In Anbetracht der Austrittsanklindigungen mehrerer Mitgliedstaaten aus dem ECV halt
Osterreich fest, dass die Unterzeichnung des Auslegungsabkommens keine
prijudizierende Wirkung auf einen etwaigen zukiinftigen Ausstieg Osterreichs entfaltet.

Ein Austritt aus dem Vertrag Gber die Energiecharta wird zeitnah geprift.

Das Auslegungsabkommen wird voraussichtlich keine finanziellen Auswirkungen haben;
sofern es dennoch zu solchen kommen sollte, werden sie aus den dem zustdndigen

Ressort zur Verfligung gestellten Mitteln bedeckt.

Das Auslegungsabkommen ist gesetzandernd bzw. gesetzesergdnzend und bedarf daher
der Genehmigung des Nationalrats gemaf Art. 50 B-VG.

Das Abkommen ist in den 24 Amtssprachen der Europdischen Union authentisch. Anbei

lege ich den Text des Abkommens in der authentischen deutschen und englischen

Sprachfassung vor.
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Im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Wirtschaft, Energie und Tourismus stelle
ich daher den

Antrag,
die Bundesregierung wolle

1. die Ubereinkunft Giber die Auslegung und Anwendung des Vertrags tber die
Energiecharta genehmigen, und

2. dem Herrn Bundesprasidenten vorschlagen, mich, den Bundesminister fir
Wirtschaft, Energie und Tourismus, den Staatssekretdr im Bundesministerium fir
europaische und internationale Angelegenheiten oder eine von mir namhaft zu
machende Angehorige oder einen von mir namhaft zu machenden Angehdérigen
des hoheren Dienstes des Bundesministeriums fiir europadische und internationale

Angelegenheiten zur Unterzeichnung der Ubereinkunft zu bevollméachtigen.

24. Februar 2026

Mag.? Beate Meinl-Reisinger, MES

Bundesministerin

3von3



	Übereinkunft über die Auslegung und Anwendung des Vertrags über die Energiecharta; Unterzeichnung

